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Angesichts der zunehmenden Auflösung traditioneller und beheimatender Lebensgemeinschaften stellt sich die Forderung, in größtmöglichem Umfang dezentralisierte, überschaubare Lebens- und Funktionsbereiche zu erhalten und zu schaffen und sie mit wenigstens begrenzter Autonomie und Autarkie auszustatten, d.h. mit der Befugnis und der faktischen Möglichkeit, ihre Angelegenheiten selbst zu regeln und zu besorgen. […] Diese Forderung stellt sich vor allem als Antwort darauf, daß der Staat es übernommen hat, frei werdende und neu hinzugekommene Aufgaben in seine Regie zu nehmen und sie durch eine anschwellende, immer unpersönlich werdende [SIC!] Bürokratie zu besorgen. Da man sich in bürgernäheren Lebensbereichen stärker heimisch und zusammengehörig fühlt als in bürgerferneren, beheimatet auch das politische Gesamtsystem seine Bürger umso stärker, je mehr es das Eigenleben der kleineren Subsysteme kultiviert.
Reinhold Zippelius, 2017: Allgemeine Staatslehre – Politikwissenschaft 17. Auflage, S.326,327
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Diese These stellt einen noch nicht abgeschlossenen Prozess dar. Viele Erkenntnisse der subsidiären Bauleitplanung für selbstorganisierte Stadtteile in Hessen werden erst mit der Erprobung gewonnen werden und ggf. müssen in einer Feedbackschleife die Prinzipien und Handlungsvorschläge dieser Arbeit angepasst werden. Sie lesen die Version 0.8 vom 17.1.2021.
Dieses Werk ist lizenziert unter einer Creative Commons Namensnennung - Nicht kommerziell - Keine Bearbeitungen 4.0 International Lizenz.
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[bookmark: _Ref12518851][bookmark: _Ref13043061][bookmark: _Toc46502413]Anlass, Position und Fragestellung
Mit Datum dieses Thesenpapiers ist noch nicht abzusehen inwiefern die sozialen, klimatischen und ökologischen Veränderungen das Leben der menschlichen Gesellschaft verändern wird. Selbst mit den modernsten Simulationen lassen sich die komplexen Veränderungen dieses Jahrhunderts nicht abbilden, da eine niedrige künstliche Intelligenz nur so schlau sein kann wie die Informationen, die für sie erhoben wurden bzw. mit deren Erhebung sie beauftragt wurde. Nur eine höhere künstliche Intelligenz wäre in der Lage selbst Informationen aller menschlichen Lebenswelten angemessen zu erheben und abzuwägen. Der Einsatz einer höheren künstlichen Intelligenz würde wegen ihrer gottgleichen Existenz eine derartige Entscheidungsmacht geben (wer würde schon einem Gott wiedersprechen?), dass das Volk nicht mehr der Souverän über die Entscheidungen des hessischen Staats sein könnte. Eine alternative Planungskultur der Stadtteilplanung des 21. Jahrhunderts könnte in einer subsidiär organisierten Struktur mehrerer selbstorganisierter Stadtteile bestehen und somit die Stadtplanung auf eine stärkere Basis der Volkssouveränität stellen. Die Bauleitplanung, öffentlich-rechtliche Verträge und das Landesplanungsgesetz sind gute Voraussetzungen, um genau diese Struktur zu organisieren und zu ordnen. Selbstorganisierte Gruppen können sich schneller auf unmittelbare Veränderungen anpassen, als es eine träge politische und administrative Steuerung könnte, selbstorganisierte Gruppen kennen ihre eigenen Bedürfnisse am besten (Nähe zum Sachverhalt!) und Selbstorganisation entspricht dem höchsten Maß an Partizipation[footnoteRef:1]. Digitale Ressourcen sollten nur als Quelle von Informationen dienen und nicht Entscheidungen im Sinne einer anachronistischen Vorstellung der „Stadt als Maschine“ vorweg nehmen.  [1:  Vgl. Sherry Arnstein, 1969: A Ladder of Citizen Participation ] 

[bookmark: _GoBack]Die Politikverdrossenheit[footnoteRef:2], das Gefühl von Gruppen mit ihren Belangen nicht berücksichtigt zu werden[footnoteRef:3], politischer Problem- bzw. Innovationsstau durch Politikverflechtung[footnoteRef:4] und der wachsende Wunsch auf „Ausstieg“ durch Leben in Ökodörfern[footnoteRef:5] sind Ausdruck eines Zeitgeistes, der die Legitimation der repräsentativen Demokratie in Frage stellt. Dennoch sollte die repräsentative Demokratie nicht abgeschafft werden. Denn jede von selbstorganisierten Gruppen getroffene Entscheidung, die Menschen außerhalb der Gruppe und ohne Repräsentation betreffen, entbehrt einer Legitimation – es wäre Oligarchie. Ebenso würden solche Entscheidungen das wertvolle Rechtsstaatsprinzip Hessens untergraben, da für am Prozess der Entscheidungsfindung unbeteiligte Menschen die Veränderung von Regulierungen unvorhersehbar wäre. Außerdem gibt es Menschen, die stärkere Fähigkeiten haben Mitmenschen zu beeinflussen, als andere[footnoteRef:6]. Je größer eine Gruppe ist, desto schwieriger wird es für Menschen, mit weniger Fähigkeiten zur eigenen Interessensdurchsetzung, gehört zu werden – selbst bei einer aufsuchenden Partizipation. Damit nur die Menschen selbstorganisiert entscheiden, die wirklich betroffen sind, nur Entscheidungen über diese Gruppe der Betroffenen beschlossen werden und diese Gruppen so klein wie möglich bleiben, müsste nach diesem Betroffenheitsprinzip ein subsidiäres System aus vielen verschiedenen Gruppen zur Entscheidungsfindung gebildet werden. Viele intentionalen Gemeinschaften[footnoteRef:7], die von der Sowjetunion zerschlagene Machno-Bewegung[footnoteRef:8], die Pariser Commune oder einige Kantone des kurdischen Rojava-Gebiets[footnoteRef:9] sind gelebte Beispiele selbst-organisierter Gruppen nach dem Betroffenheitsprinzip. Das Subsidiaritätsprinzip in Deutschland bietet ebenfalls gute Ansätze: Es wird je nach Verwaltungsebene nur für Menschen innerhalb eines entsprechenden Gebietes Entscheidungen von demokratisch gewählten Entscheidungsträgern getroffen. Die Fragen, die sich für den administrativen hessischen Stadtplaner stellen, sind: Wie kann nach dem Betroffenheitsprinzip und im Rahmen der deutschen Verfassung selbstorganisierte Stadtteile etabliert werden? Welche Entscheidungsmacht kann demokratisch legitim an welche selbstorganisierten Gruppen abgegeben werden? Für welche Art von Entscheidungen sind selbstorganisierte Gruppen nicht geeignet bzw. sind aus derzeit geltendem Recht nicht entkoppelbar? Welche Städtebaulichen Strukturen werden benötigt? Und welche Förderungen zur Bildung und Moderation von unerfahrenen selbstorganisierten Gruppen werden gebraucht?
 [2:  Vgl. Fabian Ellermann, 2007: Politikverdrossenheit in Deutschland, S.5 ff.]  [3:  Siehe z.B. Analyse zu den Stuttgart 21 Protesten von David Bebnowski, Christoph Hermann, Lea Heyne, Christoph Hoeft, Julia Kopp und Jonas Rugenstein, 2010: Neue Dimensionen des Protests, S.11]  [4:  Manuel Pérez González, 1992: Autonome Gemeinschaften und EG: Die interne Anwendung des europäischen Gemeinschaftsrechts, S. 208 in Dieter Nohlen, José Juan Gonzáles Encinar, 1992: Der Staat der Autonomen Gemeinschaften in Spanien]  [5:  Iris Kunze und Flor Avelino, 2015: Social innovation an the Global Ecovillage Network, S. 18]  [6:  Vgl. J. P. R. French Jr., B. Raven, 1960: The bases of social power In: D. Cartwright, A. Zander: Group dynamics, S.216-218]  [7:  Vgl. Thomas Dierschke, 2003: Intentionale Gemeinschaften]  [8:  Über die Struktur der Bauern-Kommunen der Machnowzy, siehe Peter Arschinoff, 1998: Geschichte der Machno-Bewegung, S. 97,98]  [9:  Eine nähere Beschreibung wie die Rojava-Gesellschaft aufgebaut ist, siehe Anja Flach, Ercan Ayboga, Michael Knapp, 2016: Revolution in Rojava – Frauenbefreiung und Kommunalismus zwischen Krieg und Embargo, S. 89,90] 

[bookmark: _Toc46502414]Subsidiarität auf Planungsebene
Der Bundesrepublik Deutschland wurde als Bundesstaat gegründet, um Totalitarismus durch die Teilung der Macht auf mehrere Ebenen zu verhindern[footnoteRef:10]. In das Grundgesetz wurde nur ein bedingtes Subsidiaritätsprinzip verfasst. Um die im Kapitel zuvor erwähnten Probleme zu lösen, wäre ein unbedingtes Subsidiaritätsprinzip in der „[…] die leistungsfähigen kleineren Einheiten einen Handlungsvorrang und die übergeordneten Organisationen eine Einstands- und Unterstützungspflicht habe“[footnoteRef:11] die Lösung.  Damit nach diesem Vorbild die Subsidiarität auf Bauleitplanungsebene funktionieren kann, müssen folgende Ziele verwirklicht werden: [10:  Albert Funk, 2010: Kleine Geschichte des Föderalismus, S. 301 ]  [11:  Wikipedia, 2019: Subsidiarität] 

[bookmark: _Toc46502415]Klare Definition der Aufgaben und Entscheidungsräume jeder Subsidiaritätsebene
Auch wenn die Föderalismusreformen in der Praxis vermutlich kaum einen Unterschied ausgemacht haben mögen, so wünschten sich zumindest in der Föderalismusreform I sowohl Land als auch Bund eine klarere Trennung der jeweiligen Entscheidungsgebiete[footnoteRef:12]. Auch ist es wegen der Nähe zum Sachverhalt wichtig, dass möglichst viele Entscheidungen auf niedrigen Subsidiaritätsebenen entschieden werden können und höhere Subsidiaritätsebenen nur über Themen entscheiden, die nicht auf niedrigen Subsidiaritätsebenen entschieden werden können (siehe auch Kapitel „Sehr feine Gliederung der Subsidiaritätsebenen“). Gleichzeitig ist es sinnvoll, dass höhere Subsidiaritätsebenen die nötigen Grundlagen für die Planung der niedrigeren Subsidiarsebene aufbereiten, da in der höheren Ebene besser der übergreifende Zusammenhang hergestellt werden kann. [12:  Uwe Andersen, 2008: Föderalismusreform, S.36-38] 

[bookmark: _Toc46502416][bookmark: _Ref61774708]Partizipationsmöglichkeit jeder Subsidiaritätsebene je nach Entscheidungskompetenz
Die Subsidiarität hat neben der Verteilung von Entscheidungsmacht einen wichtigen Vorteil: Kleinere Subsidiaritätsebenen können ihre Entscheidungen basisdemokratisch oder soziokratisch treffen, da die zu treffenden Entscheidungen von den jeweils betroffenen Menschen überschaut werden können. Die repräsentative Demokratie macht nur in Bereichen Sinn, die für Menschen ohne eine akademisch-wissenschaftliche Bildung zu abstrakt sind, d.h. die Auswirkungen und Abwägungen einer Entscheidung ohne Studium und Erfahrung nicht leistbar sind bzw. auf Grund der exponentiellen Auswirkungen (Schulden, Pandemien etc.) außerhalb menschlicher Auffassungskraft liegt. Die Entscheidungen von soziokratisch und basisdemokratisch organisierten Gruppen haben zudem nach dem Prinzip der Volkssouveränität eine höhere Legitimation. 
[bookmark: _Ref12518215][bookmark: _Toc46502417]Sehr feine Gliederung der Subsidiaritätsebenen
Der Staat kann mittels öffentlich-rechtlichen Verträgen seine Verwaltungsleistungen an andere Organisationen delegieren[footnoteRef:13] oder per Gesetz seine hoheitlichen Aufgaben an andere Organisationen beleihen. Durch die Abgabe von staatlicher Regierungsgewalt im Sinne eines liberalen Rechtsstaates an Nicht-staatliche Institutionen können Aufgaben des Sozialstaats verwirklicht werden, für die der Staat keine Ressourcen zur Verfügung hat. Die wichtige Frage ist hierbei, an welche Organisation diese Verantwortung abgegeben wird und in welchem Interesse diese Organisation handelt. Zur direkten Vertretung des Eigeninteresses jedes einzelnen Bürgers wäre es naheliegend, wenn jeder Bürger selbst mit den Aufgaben des Sozialstaates beauftragt wäre. Dies ist jedoch nicht effizient und von einzelnen Bürgern ohne Organisationsstruktur nicht leistbar. An dieser Stelle sollten sich die zwei politischen Ideologien Sozialismus und Liberalismus treffen: Das Individuum kann durch direktes Mitwirken auf niedrigen Subsidiaritätsebenen selbst entscheiden in welchen Bereichen es sich selbst versorgen möchte und in welchen Bereichen (staatliche oder nicht-staatliche) Organisationen die Aufgaben des Sozialstaats bzw. der Verwaltung durchführen sollten. Damit dieser liberale Gedanke innerhalb eines subsidiären Systems maximal ausgeschöpft werden kann, sollten Entscheidungen nur von den Betroffenen formuliert werden. Manche Entscheidungen betreffen nur kleine Gruppen von Menschen, deswegen ist es sinnvoll den Gedanken der Subsidiarität noch feiner als es bisher in Hessen ist zu gliedern. Damit bei der Abgabe der Aufgaben an niedrigere Subsidiaritätsebenen das Rechtsstaatsprinzip nicht untergraben wird, muss einen für das Volk transparenten und begründeten Auftrag an neu zu gründende Subsidiaritätsebenen formuliert werden: Zurzeit gibt es nur ein Recht auf die Selbstverwaltung der Kommunen[footnoteRef:14], aber nicht für mögliche noch niedrigere Subsidiaritätsebenen. Eine Notwendigkeit die hessische Gemeindeordnung oder sogar das Grundgesetz zu ändern, würde aber auch erst bestehen, wenn Stadtteil- und Inselräte bereits weit verbreitet wären.
 [13:  §§ 54 ff. VwVfG]  [14:  Art.28 Abs.2 GG] 

[bookmark: _Ref13047828][bookmark: _Toc46502418]Rechtliche Sicherung der Entscheidungsgewalt
Mit der aktuellen rechtlichen Grundlage wäre es wohl am einfachsten zum Einen das hessische Gesetz zur Stärkung innerstädtischer Geschäftsquartiere so anzupassen, dass der §171f BauGB auch (wie z.B. in Hamburg) für alle Arten von Quartieren anwendbar ist – hier können Details über die Rechte und Pflichten von Inselräten detailliert und rechtssicher gefasst werden - und zum Anderen die Inselräte mittels Quartiersmanagements eines Förderprogramm einzurichten, so dass Verantwortliche dafür sorgen den Inselrat zu organisieren bis er sich selbst verwalten kann. Mit Aufgaben verpflichtete Inselräte (siehe Kapitel „Die fünfte Dimension: Selbstorganisation“) würden nach geltendem Recht aber nicht als Träger öffentlicher Belange[footnoteRef:15] gelten und sie müssten somit bei der Bauleitplanung nicht einbezogen werden. Da die Bauleitplanung in Neubaugebieten vor der Gründung der Inselräte umgesetzt werden sollte, sollte dies zunächst kein Problem darstellen – jedoch bei der Änderung einer bestehenden Bauleitplanung oder bei der Überplanung bestehender Stadtteile und Dörfer müssten die Belange der Insel- und Stadtteilräte zusätzlich zu den zuvor eingeräumten Rechten und Pflichten berücksichtigt werden. Zusätzlich wäre es im Sinne der Subsidiarität die Bauvorschriften – wie z.B. beim niederländischen Umgebungsgesetz - zu lockern. Jedoch stellen die Bauvorschriften auch einen Schutz von Privatpersonen gegenüber der Immobilienbranche dar. Vermutlich würde es schwierig werden zu unterscheiden in welchen Fällen der Verzicht auf Standards des gesunden Lebens von den Nutzern selbstgewählt ist und wann sie nicht wegen Kosteneinsparungen der Projektentwickelnden gewählt wurde. Ein Insel- oder Stadtrat wäre vermutlich in der Lage dies für sein lokal sehr eng begrenztes Gebiet zu beurteilen – insofern im Bauordnungsrecht ein Abweichungsrecht für dieses Gebiet z.B. in Form einer örtlichen Bauvorschrift möglich wäre. [15:  §4 BauGB] 

[bookmark: _Ref13048540][bookmark: _Toc46502419]Vorschlag für subsidiarität innerhalb der hessischen Exekutive
In Schaubild 1 wurde der bereits in der Bundesrepublik Deutschland bestehende Föderalismus durch die zuvor genannten vier Grundsätze angepasst und durch städtebauliche/-planerische Inhalte ergänzt. Jedoch widersprechen die zugeordnete Aufgaben dem Gesetz über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main: Kommunale Entwicklungspläne und städtebauliche Rahmenpläne bzw. Entwicklungskonzepte könnten nach dem Schaubild 1 keine Mischung aus Landesentwicklungsplan des Bezirks (Regionalplan Südhessen) und Flächennutzungsplänen der Kommunen sein. In Schaubild 1 sind nicht diejenigen Angaben innerhalb eines Raumordnungs- oder Bauleitplanes aufgelistet, die lediglich der Information (wie z.B. Kennzeichnung von Böden mit erheblichen umweltgefährdenden Stoffen) dienen. Der Begriff Unterhalt ist hier im Sinne der Aufgabe den „Unterhalt zu organisieren“ gemeint und nicht mit der tatsächlichen Finanzierung. Die Mittel für den Unterhalt können auf unterschiedliche Art und Weisen organisiert werden (u.a. wie in Kapitel „ Die Deutung in welchem Falle ein Missbrauch vorliegt muss ebenfalls rechtlich geregelt sein. Der radikale Ansatz „alle Macht den Sowjets [bzw. hier u.a. den Inselräten]“ wäre nicht sinnvoll. Nicht nur weil bekanntlich die Revolution als erstes ihre Kinder frisst – Lenin hatte das zuvor genannte Zitat 2 Jahre nach seinem Amtstritt wieder zurückgenommen und auf einen Einheitsstaat hingewirkt -, sondern auch weil nach dem Subsidiaritätsprinzip nicht alles auf der niedrigsten Verwaltungsstruktur effizient geregelt (oder im wirtschaftlichem Sinne produziert) werden kann. Gute Beispiel zur Selbstorganisation bzw. Mitwirkung der Nachbarschaft in der Bauleitplanung sind das community based planning in new york, die Claims Dessau, das Zukunftsbild Georgswerder in Hamburg, das Kreativquartier München und das Forum Vauban in Freiburg.
Während es auf Stadtteilebene wahrscheinlich ein zu großes Plenum wird, wenn alle dem Rat angehören würden (und somit ein gewähltes Gremium wie der Ortsbeirat die Aufgaben besser übernehmen könnte), so wäre es auf Insel- bzw. Nachbarschaftsebene erstrebenswert möglichst viele Menschen einzubeziehen – siehe auch Kapitel Partizipationsmöglichkeit jeder Subsidiaritätsebene je nach Entscheidungskompetenz. Das Grundsätzliche Problem mit solchen Räten ist jedoch, dass sich nur ein kleiner – meist intellektuell gut gebildeter und rhetorisch begabter – Anteil der Betroffenen engagieren. Gerade die Menschen die wenig Zeit oder Motivation haben müssen deswegen von engagierteren Menschen aktiv angesprochen werden und um ihre Meinung gefragt werden. Wie in Kapitel Fortbildungen zur Selbstverantwortung und Solidarität erklärt kann dies durch das Quartiersmanagement gefördert werden. 
Die sechste Dimension: Geld und Eigentum“ beschrieben oder Mittels Förderprogramme). Im Themenbereich Nutzung würde die Festlegung auf Kreisebene der auf Bezirksebene prognostizierten Wachstumsprognose in einem Bebauungsplan ein Mindestmaß der Flächenausnutzung[footnoteRef:16] verlangen. Jedoch können die Mindestmaße nur im Flächennutzungsplan festgelegt werden[footnoteRef:17]. Die Bevölkerungsprognose sollte hierfür die planerische Rechtfertigung[footnoteRef:18] liefern. Aber der wichtigste Unterschied in Schaubild 1 zur rechtlichen Realität ist: Die kommunale Selbstverwaltung würde es verbieten, dass Teile der Bauleitpläne von oberen (z.B. Land) oder unteren Ebenen (Nachbarschaften) festgesetzt bzw. maßgeblich bestimmt werden dürften. In Schaubild 2 ist eine Recherche der gesetzlichen Gestaltungsmöglichkeiten für Bauleitplanungen und eine Literaturrecherche aus den Büchern Panokratie[footnoteRef:19] (Staatstheorie der subsidiären Basisdemokratie), Bolo’Bolo[footnoteRef:20] (Staatstheorie des anarchistischen Rätesystems) und a Pattern language[footnoteRef:21] (wissenschaftlich ermittelte Stadtbaugestaltungsleitlinien) festgehalten. Es soll als Inspiration für die abstrakten  Formulierungen in Schaubild 1 dienen. [16:  §16 Abs.4 BauNVO]  [17:  Thoma/Hauth/Gerlach in Rixner/Biedermann/Charlier, 2018: Systematischer Praxiskommentar BauGB/BauNVO, S. 1648]  [18:  §1 Abs.3 BauGB]  [19:  Tobias Breiner aka. Tobias Blubb, 1998]  [20:  Hans Widmer aka. P.M., 1983]  [21:  Christoph Alexander, 1978] 

Sollte sich über Hessen hinaus die Subsidiarität bis auf Inselebene (zur Definition einer Insel, siehe Schaubild 1 oder Kapitel „ Die Deutung in welchem Falle ein Missbrauch vorliegt muss ebenfalls rechtlich geregelt sein. Der radikale Ansatz „alle Macht den Sowjets [bzw. hier u.a. den Inselräten]“ wäre nicht sinnvoll. Nicht nur weil bekanntlich die Revolution als erstes ihre Kinder frisst – Lenin hatte das zuvor genannte Zitat 2 Jahre nach seinem Amtstritt wieder zurückgenommen und auf einen Einheitsstaat hingewirkt -, sondern auch weil nach dem Subsidiaritätsprinzip nicht alles auf der niedrigsten Verwaltungsstruktur effizient geregelt (oder im wirtschaftlichem Sinne produziert) werden kann. Gute Beispiel zur Selbstorganisation bzw. Mitwirkung der Nachbarschaft in der Bauleitplanung sind das community based planning in new york, die Claims Dessau, das Zukunftsbild Georgswerder in Hamburg, das Kreativquartier München und das Forum Vauban in Freiburg.
Während es auf Stadtteilebene wahrscheinlich ein zu großes Plenum wird, wenn alle dem Rat angehören würden (und somit ein gewähltes Gremium wie der Ortsbeirat die Aufgaben besser übernehmen könnte), so wäre es auf Insel- bzw. Nachbarschaftsebene erstrebenswert möglichst viele Menschen einzubeziehen – siehe auch Kapitel Partizipationsmöglichkeit jeder Subsidiaritätsebene je nach Entscheidungskompetenz. Das Grundsätzliche Problem mit solchen Räten ist jedoch, dass sich nur ein kleiner – meist intellektuell gut gebildeter und rhetorisch begabter – Anteil der Betroffenen engagieren. Gerade die Menschen die wenig Zeit oder Motivation haben müssen deswegen von engagierteren Menschen aktiv angesprochen werden und um ihre Meinung gefragt werden. Wie in Kapitel Fortbildungen zur Selbstverantwortung und Solidarität erklärt kann dies durch das Quartiersmanagement gefördert werden. 
Die sechste Dimension: Geld und Eigentum“) hinunter bewähren, wäre es sinnvoll im Grundgesetz auch die in Kapitel „Die fünfte Dimension: Selbstorganisation“ beschriebene Selbstorganisation der Stadtteile als „stadtteilige Selbstverwaltung“ ergänzend zur kommunalen Selbstverwaltung festzulegen oder die zugehörigen Räte als Träger öffentlicher Belange anzuerkennen. Bei solch einer Gesetzgebung darf die Planungshoheit der Gemeinden über die entsprechend in Schaubild 1 dargestellten Abwägungs- und Entscheidungsmacht nicht ausgehebelt werden, es sollte mehr eine Art Aufteilung dieser Macht formuliert werden.
[bookmark: _Toc46502420]Sechsdimensionale Stadtplanung
Wie im integrierten Umweltprogramm 2030[footnoteRef:22] formuliert sollte der Städtebau – natürlich auch für selbstorganisierte Stadtteile – einen flächensparenden Charakter besitzen (Senkung des Flächenverbrauchs auf 20 Hektar pro Tag). Bei dem derzeitigen Wachstumsdruck auf die Metropolregionen wird dies in den Metropolregionen wahrscheinlich nur durch eine urbane Dichte im Sinne der Düsseldorfer Erklärung[footnoteRef:23] zu erreichen sein. Damit sich in einem Stadtteil ein gemeinschaftliches Bewusstsein entwickeln kann ist eine gewisse Dichte notwendig, um Begegnungsräume zu schaffen. Wird die Dichte jedoch nur durch sehr hohe Häuser erreicht, kann aber genau das Gegenteil entstehen: Eine Kommunikation  von der Straße mit Menschen im fünften Geschoss ist nicht mehr möglich. Dadurch fängt der Mensch instinktiv an keinen Bezug mehr zum Stadtraum herzustellen und sich von den Menschen außerhalb der eigenen Wahrnehmungskapazität zu distanzieren[footnoteRef:24]. [22:  Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, 2016: Den ökologischen Wandel gestalten, S.82]  [23:  Deutsches Institut für Stadtbaukunst, 2019]  [24:  Vgl. Christoph Alexander, 1978: a pattern language S.119 ff] 

[bookmark: _Toc46502421]Die drei Raumdimensionen: Städtebau und Hausplanungen
Allein über die räumliche Wirkung kann ein gemeinschaftliches Bewusstsein nicht entstehen. Immerhin kann die räumliche Struktur dafür sorgen, ob sie Begegnungen ermöglicht und ob diese in einer Athmosphäre von Konflikten oder Sicherheit stattfinden. Der Großteil der Stadträume werden von Kraftfahrzeugen dominiert und drängt Passanten auf enge Gehwege. Das positive daran ist, dass so nahe Begegnungen provoziert werden. Das negative daran ist, dass kein Platz zum Ausweichen möglich ist (dies gilt im Übrigen auch für enge Treppenhäuser und Laubengänge), wenn es nicht gewollt ist sich so nah zu begegnen und zudem zur Gefahrenabwehr eine strenge Trennung der Verkehrsteilnehmer notwendig ist. Stattdessen sollte die Struktur der Räume sowohl Begegnungen als auch die Notwendigkeit zur Rücksichtnahme provozieren, aber genug Raum zum Ausweichen bieten bzw. allein durch Rücksichtnahme unlösbare Konflikte vermeiden. Ansonsten würde ein Zwang zur Gemeinschaft entsteht. Der Wille zur Gemeinschaftsbildung muss auf einem freiwilligen Zusammenschluss heraus entstehen, da dieser sonst nicht lange von Bestand sein kann. Das erkannte z.B. der Stadtplaner Ernst May als er 1931/1932 in seinen Plänen für die Sowjetunion vorschlug die Gebäude mit getrennten (für Kleinfamilien zugeschnittene) Einheiten so zu planen, dass sie erst später, wenn die Menschen dazu bereit sind, zu Kommunehäusern zusammengeschlossen werden können; bis dahin war es in der Sowjetunion üblich nur Kommunehäuser zu planen. Das Ernst May nur wenige Erfolge erzielen konnte lag sicherlich daran, dass Stalin in den Kommunehäusern eine Möglichkeit erkannte über die Sozialkontrolle die Menschen besser beeinflussen zu können. Allein durch die Räumlichkeit bildet sich also noch keine Grundlage für eine demokratische oder faschistische Gesellschaft: Soziale Kontrolle kann, wenn die Gemeinschaft sich auf gleicher Augenhöhe begegnet, auf gegenseitige Rücksichtnahme aufmerksam machen[footnoteRef:25] oder, wenn es innerhalb der Gemeinschaft ein starkes Machtgefälle gibt, eine Einheitlichkeit und brutale Ordnung erzwingen. [25:  Vgl. Tobias Breiner aka. Tobias Blubb, 1998: panokratie S. 222 ff.] 

[bookmark: _Ref12366895][image: ]Zwei positive Beispiele für das Schaffen von ungezwungener Begegnung aus dem Städtebau sind der Rundling und die Aneignung des Stadtraums durch Anhänger der Transition Bewegung. Der Rundling ist eine Dorfform in der die Eingänge aller Häuser sich um einen gemeinsamen Dorfanger gruppieren (siehe Abbildung[footnoteRef:26]). Hier wird also das heutzutage üblich gewordene Konzept des (offenen) Blocks umgekehrt: Die Erschließung ist Innen und die Freiflächen sind außen. Leider führt heutzutage durch die meisten Rundlingsdörfer eine Straße durch den gemeinsamen Dorfanger, so dass der ursprüngliche „halböffentliche Charakter“ nicht mehr gegeben ist. Der gemeinsame Hof muss eine Sackgasse sein, denn nur wenn die Verkehrsteilnehmer überwiegend namentlich bestimmbare Adressaten sind, können die sich durch die gemeinsame Nutzung ergebenden Konflikte auf Grundlage der Rücksichtnahme geregelt werden. Die Transition Bewegung ist bekannt, dass sie in Form von Transition Initiativen[footnoteRef:27] den Stadtraum für gemeinschaftliche Projekte für das Allgemeinwohl nutzt. Dies können Projekte zur nachbarschaftliche Abfallvermeidung oder für lokales Wirtschaften, genossenschaftliche Stromerzeugung, pflegen von Allmendeflächen und Reparaturcafés sein bzw. etwas konkreter: Öffentliche Wohnzimmer, Mitfahrbänke, Streuobstwiese für alle öffnen, ein Dorfkino, ein stillgelegtes Hallenbad wiedereröffnen, eine Imkerschule etc.. Für diese Projekte werden Flächen benötigt, die bis in den Stadtraum reichen und diesen für ihre Zwecke konvertieren. In Zukunft also statt Verkehrstraßen dann Schlangen aus gemeinschaftlichen Gärten?
 [26:  Bildquelle Wikipedia, 2020: Grundriss des Rundlingsdorfes Köhlen im Wendland, 1830]  [27:  Vgl. https://www.transition-initiativen.org/] 

[bookmark: _Toc46502422]Die Vierte Dimension: Zeit
Der subsidiäre und selbstorganisierte Städtebau muss auch in seiner zeitlichen Dimension gedacht werden. D.h. es sollte eine Regelung gefunden werden in welchen Rhythmus neue Wohnungen geschaffen werden, um auf der einen Seite den – wie von höheren Subsidiaritätsebenen gefordert - zu erwartenden Wohnungsdruck gerecht zu werden und auf der anderen Seite einen Stadtteil die Zeit zu geben, die es braucht, damit zwischenmenschliche gemeinschaftliche Verhältnisse entstehen können. In einer Gesellschaft, in der Bürger es gewohnt sind nur Zuschauer und nicht Teilnehmende zu sein[footnoteRef:28], braucht es diese Zeit, um genügend Vertrauen gegenüber seinen Nachbarn aufzubauen. Da das Baugesetzbuch keine Möglichkeit eröffnet eine Wohnbaugeschwindigkeit zu regeln, muss dafür auf öffentlich-rechtliche Verträge[footnoteRef:29] und Baugebote[footnoteRef:30] zurückgegriffen werden. Die gemeinsame Erarbeitung von Lösungen unter der Berücksichtigung verschiedener Bedürfnisse geschieht in selbstorganisierten Stadtteilen in soziokratisch organisierten Stadtteilräten und Arbeitskreisen. Auf Grund der vielen Rückkopplungen zwischen den Arbeitskreisen einer soziokratischen Gesellschaftsordnung werden Entscheidungen für die Gestaltung eines Lebensumfelds nicht so schnell getroffen werden, wie wenn es z.B. von einem Investor vorgreifend festgelegt werden würde. Die zeitliche Verzögerung durch diese Abstimmungsschleifen führen somit zu der maximalen Wohnbaugeschwindigkeit. Bei hohem Wohnungsdruck macht es deswegen Sinn mehrere Inseln gleichzeitig zu entwickeln anstatt sukzessive Insel für Insel. Des Weiteren könnten – insbesondere in Zeiten des Baubooms – sich in einem frühen Wachstumsstadium Handwerksbetriebe vor Ort etablieren. Diese werden sich jedoch in kurzer Zeit vermutlich nicht schnell genug expandieren und etablieren können, so dass auch für dieses Gewerbe ein nicht zu schnelles Entwicklungstempo sinnvoll erscheint. [28:  Diese Sicht auf die Gesellschaft wird näher beschrieben in Richard Sennet, 2008: Verfall und Ende des öffentlichen Lebens: Die Tyrannei der Intimität, S. 454-457]  [29:  §§ 54 ff. VwVfG]  [30:  §176 BauGB] 

[bookmark: _Ref12366920][bookmark: _Toc46502423]Die fünfte Dimension: Selbstorganisation
[bookmark: _Ref12617163][bookmark: _Ref13045620][bookmark: _Ref24560192]Im Prinzip ändert sich formal durch weitere Einführung der in Schaubild 1 dargestellten Inhalte und Subsidiaritätsebenen nicht viel. Die Partizipation nach §3 BauGB wird bei der Gestaltung von Blöcken und Straßenzügen aber weitgehender gefasst. Die inzwischen in die Mode gekommenen Bürgerbeteiligung mittels eines Diskussionsforums oder der aufsuchenden Partizipation werden durch Plenen ersetzt, die durch die betroffenen Bürgern gebildeten Vereine, Kollektive oder Genossenschaften sich selbst organisieren (im weiteren je nach Subsidiaritätsebene Stadtteilräte, Nachbarschaftsräte oder Inselräte genannt). Wie gewohnt werden Bauanträge durch die Bauaufsicht auf planungsrechtliche Fehler geprüft. Die Festsetzungsempfehlungen für einen Bebauungsplan sind deswegen in Schaubild 1 auf ein Mindestmaß reduziert, so dass gerade noch die Raumordnungsziele und -grundsätze und die Bedarfsberechnungen von höheren Subsidiaritätsebenen abgewogen wurden, sowie die Mindestfestsetzungen eines qualifizierten Bebauungsplans[footnoteRef:31] gegeben sind. Zur Schaffung von Baurechten auf Inselebene sollte – solange kein Gesetz die Selbstverwaltung solcher Räte regelt - wie in Kapitel „Rechtliche Sicherung der Entscheidungsgewalt“ erklärt - anfangs die Insel- und Nachbarschaftsräte durch ein Quartiersmanagment organisiert werden, bis sie sich selbst verwalten können (siehe auch Kapitel Interims-Quartiersmanagment). Das dafür neu zu formulierende hessische Gesetz zur Stärkung innerstädtischer Geschäftsquartiere muss Möglichkeiten eröffnen, dass Entscheidungen innerhalb des Inselrats für die Gestaltung der Insel selbstorganisiert getroffen werden können und gleichzeitig die Gemeinden als Aufsichtsorgan bestimmen, falls die Räte ihre Rechte missbräuchlich verwenden. Die Deutung in welchem Falle ein Missbrauch vorliegt muss ebenfalls rechtlich geregelt sein. Der radikale Ansatz „alle Macht den Sowjets [bzw. hier u.a. den Inselräten]“ wäre nicht sinnvoll. Nicht nur weil bekanntlich die Revolution als erstes ihre Kinder frisst[footnoteRef:32] – Lenin hatte das zuvor genannte Zitat 2 Jahre nach seinem Amtstritt wieder zurückgenommen und auf einen Einheitsstaat hingewirkt -, sondern auch weil nach dem Subsidiaritätsprinzip nicht alles auf der niedrigsten Verwaltungsstruktur effizient geregelt (oder im wirtschaftlichem Sinne produziert) werden kann. Gute Beispiel zur Selbstorganisation bzw. Mitwirkung der Nachbarschaft in der Bauleitplanung sind das community based planning in new york, die Claims Dessau, das Zukunftsbild Georgswerder in Hamburg, das Kreativquartier München und das Forum Vauban[footnoteRef:33] in Freiburg. [31:  §30 Abs.1 BauGB]  [32:  Vgl. Hannah Arendt, 1963: On Revolution]  [33:  Iris Kunze und Andrea Philipp, 2016: The Eco-District of Vauban and the cohousing project GENOVA, S.19] 

Während es auf Stadtteilebene wahrscheinlich ein zu großes Plenum wird, wenn alle dem Rat angehören würden (und somit ein gewähltes Gremium wie der Ortsbeirat die Aufgaben besser übernehmen könnte), so wäre es auf Insel- bzw. Nachbarschaftsebene erstrebenswert möglichst viele Menschen einzubeziehen – siehe auch Kapitel Partizipationsmöglichkeit jeder Subsidiaritätsebene je nach Entscheidungskompetenz. Das Grundsätzliche Problem mit solchen Räten ist jedoch, dass sich nur ein kleiner – meist intellektuell gut gebildeter und rhetorisch begabter – Anteil der Betroffenen engagieren. Gerade die Menschen die wenig Zeit oder Motivation haben müssen deswegen von engagierteren Menschen aktiv angesprochen werden und um ihre Meinung gefragt werden. Wie in Kapitel Fortbildungen zur Selbstverantwortung und Solidarität erklärt kann dies durch das Quartiersmanagement gefördert werden. 
[bookmark: _Toc46502424]Die sechste Dimension: Geld und Eigentum
Zur Umsetzung der an die selbstorganisierten Gruppen übertragenen Aufgaben kann die Gemeinde im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Vertrages[footnoteRef:34] ein Budget verteilen. Das Budget sollte sich an einem Preisrahmen orientieren, den die Gemeinde für die Aufgabe investieren müsste. Die selbstorganisierten Gruppen müssen in einem Kostenplan nachweisen wie sie das Budget verteilen und können dieses mit eigenen Mitteln aufstocken. Wenn sich Hessen ein Beispiel an Hamburg nimmt, könnte dies auch städteplanerisch durch „neighboorhood improvement districts“ auf Grundlage des §171f BauGB geregelt werden. [34:  §§ 54 ff. VwVfG] 

Die im Bebauungsplan dargestellten überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) sollen Inseln definieren, dessen Inselrat sich aus den bereits in diesem Baufenster vorhandenen Bürgern und den wie im Kapitel „Annäherung durch Probewohnen und Teilhabe“ beschriebenen zuziehenden Bürgern zusammensetzen. Damit die Selbstorganisation über die Gesamtgestaltung des Baufensters garantiert werden kann, muss das Grundstück in einer (Treu-)Hand liegen, die sich auf den Gestaltungswillen der zu bildenden Insel einlässt. Die Organisation, die dieses Grundstück hält, kann von einer Grundstückseigentümergemeinschaft bis zu einem öffentlichen Träger jede Form besitzen. Wichtig ist nur, dass im öffentlich-rechtlichen Vertrag die Selbstorganisation der Insel garantiert wird. Im Interesse von Projektentwickelnden und im Sinne eines urbanen Städtebaus zur Vermeidung von Mindernutzung sollte im öffentlich-rechtlichen Vertrag (wie bereits im Kapitel „Vorschlag für “ beschrieben) zusätzlich zu einer Wohnbaugeschwindigkeit (wie in Kapitel „Die Vierte Dimension: Zeit“ beschrieben), das Mindestmaß für die Flächenausnutzung[footnoteRef:35] festgelegt werden. [35:  §16 Abs.4 BauNVO] 

Dasselbe gilt für Flächen der Straßen- und Grünräume, die nicht für den Verkehr oder für Rettungsgassen benötigt werden. Die Selbstorganisation für solche öffentlichen Flächen muss dabei alle angrenzenden Baufenster - oder bei Stadtteilbedeutenden Grünflächen sogar den ganzen Stadtteil - einschließen. Vermutlich ist es sinnvoll zunächst die Erschließung und die Vergabe aller angrenzenden Baufenster abzuschließen bevor diese öffentlichen Flächen in eine Selbstorganisation und den Gestaltungswillen der Nachbarschaft überführt werden. Es ist davon auszugehen, dass hierdurch ein großer Anteil an Allmendeflächen im Sinne der Transition Town Bewegung[footnoteRef:36] entstehen sollte. Da diese Allmendeflächen im öffentlichen Eigentum liegen, würden diese Flächen bei einer Umlegung – also wenn der Zwischenerwerb durch die Gemeinde nicht möglich ist - aus der Verteilungsmasse fallen. Damit dadurch (und vermutlich noch durch weitere Maßnahmen, wie z.B. der Festsetzung von Quoten zum sozialen Wohnungsbau) der Verteilungsquotient nicht zu klein wird, wäre eine Möglichkeit im Bebauungsplan möglichst hohe Geschossflächenzahlen festzulegen. Je nach Flächenanteil der Allmendeflächen könnte vermutlich schon eine „reale“ Geschossflächenzahl von 1,8 reichen. Diese kann in allgemeinen Wohngebieten durch ein Staffelgeschoss, das nicht als Vollgeschoss zählt, und durch den sogenannten Tiefgaragenbonus erreicht werden. In einer typischen Ein- und Zweifamilienhaussiedlung wird dies aber mit ziemlicher Sicherheit jedoch nicht möglich sein. Da dem Umlegungsverfahren sehr wirtschaftliche Berechnungen (Verkehrswertermittlungen) zugrunde liegen, gelten die zuvor genannten Regeln auch bei Baulandentwicklungen mit Zwischenerwerb. [36:  Mehr Informationen zur Transition Bewegung siehe: Andrea Felicetti, 2017: Deliberative Democracy and Social Movements – Transition Initiatives in the Public Sphere, S. 33-41] 

Die Räumlichkeiten des Interims-Quartiersmanagments, die Räume für die in Kapitel „Möglichkeitsräume schaffen“ beschriebenen Nutzungen und die Infrastruktur für die in Kapitel „Annäherung durch Probewohnen und Teilhabe“ müssen entweder in einer vom Stadtteil gegründeten Stiftung oder in Eigentumsverhältnissen wie z.B. des Mietshäusersyndikats liegen, damit diese gemeinnützigen Immobilien und Grundstücke nicht für Immobilienspekulation genutzt werden können. Zumal dies einen dauerhaften Schutz der Nutzung garantieren würde, da in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag unbefristete Festlegungen nicht zumutbar wären. Vermutlich ist die Finanzierung dieser Flächen sowieso nur teilweise Projektentwickelnden zumutbar. Dies sollte im Idealfall durch Konzeptvergabeverfahren der Inselgrundstücke eruiert werden. 


[bookmark: _Toc46502425][bookmark: _Ref61775436]Interims-Quartiersmanagment
Ein Großteil der Menschen in Hessen werden es nicht gewohnt sein das für die Selbstorganisation benötigte Maß an Selbstbestimmung und Verantwortung für einen Stadtteil tragen zu müssen. Und für Menschen, die nur an einem Haus oder einer Wohnung unabhängig von dem nachbarschaftlichen Umfeld und der Einbindung in ein soziales Umfeld interessiert sind, wird womöglich eine Unabhängigkeit von Räten die bevorzugte Lösung sein. Ein Stadtteil, mit einem lebendigen Umfeld durch mehr Interaktion jedes Einzelnen im öffentlichen Raum, kann aber nicht durch Geld gekauft werden, da diese auf subjektive Gefühle basierte Qualität nicht aus einer objektiven Wertschöpfungslogik geschaffen werden kann. Vielmehr muss es, wie im Kapitel „Die Vierte Dimension: Zeit“ beschrieben, aus den Menschen heraus durch die gegenseitige Interaktion mit anderen Menschen bei der Gestaltung des eigenen Stadtteils entstehen[footnoteRef:37]. Obwohl es anscheinend ein steigendes Interesse daran gibt, so sind die vorbildlichen Beispiele für selbstorganisierte Stadtteile noch selten und interessierten Menschen fehlt somit die Erfahrung außerhalb der objektiven Wertschöpfungslogik zu denken. Um die zahlreichen Erfahrungen von Menschen, die bereits in selbstorganisierten Gruppen leben, an interessierte Menschen weiterzugeben wird es ein Interims-Quartiersmanagment geben müssen. Durch Workshops und Schulungen kann es Inhalte zu Themen wie z.B. Soziokratie, Konsenskultur und Umgang mit Macht innerhalb von Gruppen[footnoteRef:38] anbieten. Eine Förderung z.B. im Rahmen des Städtebau-Förderprogramms aktive Kernbereiche[footnoteRef:39] ist hierfür sinnvoll. [37:  vgl. Hannah Arendt, 1963: On Revolution, S.338 ff]  [38:  Für die verschiedenen Typen von Macht in Gruppen, siehe J. P. R. French Jr., B. Raven, 1960: The bases of social power In: D. Cartwright, A. Zander: Group dynamics, S.263]  [39:  Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen, 2019] 

[bookmark: _Toc46502426][bookmark: _Ref61775379]Fortbildungen zur Selbstverantwortung und Solidarität
Die Workshops und Schulungen, die vom Interims-Quartiersmanagment durchgeführt werden, sollen den Menschen des Stadtteils die Möglichkeit bieten sich in Gruppen und Prozessen selbst ermächtigen zu können oder sollen ein Angebot schaffen Entscheidungsfindungsprozesse und Supervisionen für selbstorganisierte Gruppen zu leiten. Entscheidend für diese Angebote ist, wie in Gruppen jeder Mensch selbstverantwortlich und selbstbestimmt seine Bedürfnisse verteidigen kann bzw. bewusst die Erfüllung dieser an andere überträgt. Z.B. können sich in Planungsspielen durch die Eigenart des Spiels[footnoteRef:40] der Mensch sich frei von gesellschaftlichen Zwängen machen und somit zumindest für die Dauer des Spiels frei handeln. Wie im Kapitel „Anlass, Position und Fragestellung“ erwähnt ist derzeit ein Trend zu erkennen, dass sich immer mehr Menschen mehr Mitbestimmung wünschen. Deswegen werden vermutlich die Workshops und Schulungen des Interims-Quartiersmanagments stark genutzt werden – zumal die erlernten Kompetenzen sofort konstruktiv und mit hoher Selbstwirksamkeit in den Arbeitskreisen angewendet werden können. Selbst wenn die Angebote nicht angenommen werden, ist alleine durch den Gedanken, dass es die Möglichkeit zur Unterstützung gibt, schon etwas in der Psyche sich ohnmächtig- bzw. hilflos-fühlender Menschen verändert. [40:  Wie beschrieben in Johan Huizinga, 1939: Homo ludens. Vom Ursprung der Kultur im Spiel, S. 16-18] 

Neben der Stärkung der Selbstverantwortlichkeit sollen in den Workshops und Schulungen auch Kompetenzen zum rücksichtsvollen und verantwortlichen Umgang mit allen Menschen vermittelt werden. Nur so können menschenfeindliche Gruppenbildungen vermieden werden. Leider sind Menschen mit übersteigertem Selbstwertgefühl bzw. mächtigen Durchsetzungskompetenzen oft nicht die Menschen, die sich für solche Workshops und Schulungen interessieren (aber im Umkehrschluss auch nicht zwingend nötig haben). Wenn Menschen mehr Selbstverantwortung und Selbstbestimmtheit erlangen, werden die Spielräume anderer (selbstmächtigerer) Menschen spürbar eingeengt werden. Durch den Machtverlust entsteht eine Not in der Menschen feststellen, dass sie die Hilfe des Interims-Quartiersmanagments brauchen, um herauszufinden ob ihre Durchsetzungskraft verhältnismäßig ist. Das Interims-Quartiersmanagment sollte nicht dafür zuständig sein ein „safe-space“ für benachteiligte Menschen zu schaffen, indem es bürokratisch das miteinander regelt, sondern der Gruppe die Kompetenzen zur positiven Handlung als freie Menschen zugunsten des Gemeinwesens zu ermöglichen.[footnoteRef:41] [41:  Vgl. Hannah Arendt, 1970: Macht und Gewalt, S.80-82] 

Außerdem werden neue Stadtteile Hilfe bei der Gründung von Stadtteilräten, Nachbarschaftsräten und Inselräten benötigen. Auch dies ist Aufgabe des Interims-Quartiersmanagments aktiv die Gründung dieser Räte zu initiieren und während der schwierigen Anfangsphase supervisorisch zu begleiten.


[bookmark: _Ref12526797][bookmark: _Ref12526820][bookmark: _Ref12526962][bookmark: _Toc46502427]Annäherung durch Probewohnen und Teilhabe
Menschen, die in einen neuen Stadtteil ziehen wollen, sollen vom Interims-Quartiersmanagment auf begrenzte „Probezeit“ in einem öffentlichen Mietshaus untergebracht werden, aber bereits in den Räten an der Selbstorganisation des Stadtteils mitwirken. Diese Übergangsphase sorgt dafür, dass bei der Entstehung von neuem Lebensraum auch die Interessen von zuziehenden Menschen vertretet werden können. Innerhalb dieser Probezeit sind die Menschen verpflichtet sich entweder gemeinsam mit anderen Menschen ein neues Wohnprojekt in einer geeigneten (noch nicht komplett bebauten) Nachbarschaft zu suchen oder sich in ein bereits bestehendes Wohnprojekt mit deren Zustimmung zu integrieren. Bei einem Neubau muss das neue Wohnprojekt zusammen mit der entsprechenden Nachbarschaft eine geeignete Parzelle und Gestaltung definieren[footnoteRef:42]. Dasselbe gilt auch für Nicht-Wohnnutzungen. Wichtig ist hierbei, dass der Gestaltungswillen von der Projektgruppe ausgeht und nicht von dem Grundstückseigentümer oder der Nachbarschaft. Diese haben lediglich eine Stimme die mit in die Entscheidungen des Bauprojekts einfließen muss. Das Veto der Nachbarschaft kann in diesem Prozess sehr mächtig sein, da für den Projektentwickler Finanzierungsengpässe entstehen könnten und für die Menschen in Annäherung die Probezeit ablaufen könnte. Sollte eine Nachbarschaft also mit einem Veto den Prozess für ein baurechtlich legitimes Projekt über mehr als einen Monat hinauszögern und keine konsensfähige Lösung finden, ist dies der einzige Grund die Probezeit zu verlängern und die Finanzierung der dadurch entstehenden Baustartverzögerungskosten auf alle Prozessbeteiligten (also auch der Nachbarschaft) umzulegen. Durch die Umlegung der Baustartverzögerungskosten auf die Nachbarschaft, wird ein Anreiz geschaffen gemeinsam eine bessere Lösung zu finden und nicht nur das Projekt zu blockieren. Da das Instrumente des §171f aktuell noch keine ausreichende Möglichkeit bietet die Kosten auf die Nachbarschaft umzulegen, könnte es im Idealfall eine von allen finanzierte Stadtteilkasse geben, die für den Schaden aufkommt. [42:  Dieses Modell hat sich in der intentionalen Gemeinschaft „Ökodorf sieben Linden“ bewährt, siehe Eva Stützel, 2016: Sieben Linden Geschichte: Wie sich das Ökodorf entwickelt hat in Iris Kunze und Chironya Stanellé, 2017: 20 Jahre Ökodorf Sieben Linden, S.20,21] 

Das für das Probewohnen zu errichtende Mietshaus sollte - auch nachdem ein Stadtteil „fertig“ gebaut sein sollte - weiter bestehen oder in Stadtteilen etabliert werden in denen wenig städtebauliche Entwicklung zu erwarten ist. Denn nur durch das Vorhalten eines gewissen „Leerstands“ kann die Fluktuation der Bewohnerstruktur gegeben werden. Dies ist die einzige Möglichkeit selbstorganisierte Stadtteile vor Segregation und Abschottung mit der Welt außerhalb des Stadtteils zu schützen. Das ist wichtig, um fremdenfeindlichen Tendenzen und den damit einhergehenden negativen Folgen auf die Stadtgesellschaft entgegen zu wirken. Steht das öffentlich Mietshaus zeitweise größtenteils leer, so kann es notfalls als öffentliches Gästehaus genutzt werden. 
[bookmark: _Ref12532212][bookmark: _Toc46502428]Möglichkeitsräume schaffen
Wie im Kapitel „Die Vierte Dimension: Zeit“ beschrieben, ist es möglich, dass sich schon bereits in frühen Wachstumsstadium Handwerksbetriebe ansiedeln könnten. Außerdem werden Flächen für die Nahversorgung benötigt. Um Chancen nicht nur für marktabhängige Unternehmen, sondern auch für Organisationen, die subsistiert wirtschaften (wie z.B. die solidarische Landwirtschaft[footnoteRef:43] oder offene Werkstätten[footnoteRef:44]), wird es Flächen benötigen, die zu marktunabhängigen Preisen vermietet werden können. Es ist schwierig vorherzusehen wie hoch der Bedarf an solchen Flächen sein wird und wie überprüft werden kann, dass diese Räume nicht für profitmaximierende Zwecke missbraucht werden. Sicher ist nur, dass in einem urbanen Kontext solche Räume an den städtebaulich zentral gelegenen Plätzen angesiedelt sein müssen. Sollte kein Bedarf an den Flächen sein können diese immer noch zu marktüblichen Preisen zu Gunsten der Stadtteilkasse an nicht störendes Gewerbe vermietet werden. [43:  Zur Definition von solidarischer Landwirtschaft, siehe Stephanie Wild, 2012: Sich die Ernte teilen … Einführung in die solidarische Landwirtschaft, S.10,11]  [44:  Ein Beispiel für eine offene Werkstatt in Köln ist beschrieben in Andrea Baier/Tom Hansing/Christa Müller/Katrin Werner, 2016: Die Welt reparieren. Open Source und Selbermachen als postkapitalistische Praxis, S. 158-160] 

[bookmark: _Toc46502429]Hilfe zur Selbsthilfe
Sobald der Stadtteilrat selbst in der Lage ist die in diesem Kapitel genannten Aufgaben des Interims-Quartiersmanagment zu übernehmen, sollte die Verwaltung die Aufgaben an den Stadtteilrat abgeben. Eventuell können auch viele Aufgaben des Sozialstaates dann selbstorganisiert innerhalb des Stadtteils organisiert werden und somit Kosten für die Gemeinde eingespart werden. Außerdem sollte schon vorher die Selbstorganisation im Wachstumsprozess des Stadtteils die Beratungstätigkeit der Verwaltung entlasten. Somit können weitere staatliche Kosten eingespart werden.

[bookmark: _Toc46502430]Schlußkommentar
Ich habe mich bewusst in dieser These mit Handlungsempfehlungen – wie z.B. die Überführung aller privater Grundstücke in öffentliches Eigentum, das Einführen eines bedingungslosen Grundeinkommens, Maßnahmen zur Etablierung einer kompletten Selbstversorgung der Stadtteile oder die Erklärung von Rohstoffen, sowie Grund und Boden, als Allgemeingut – zurückgehalten, da diese zwar das Wachstum selbstorganisierter Stadtteile fördern würde, aber wahrscheinlich zur Entstehung nicht zwingend notwendig sein wird – zumal dies eher politische als administrative Entscheidungen sind. Ich habe mich darauf konzentriert möglichst viel Gestaltungswillen zurück an den Bürger zu geben. Die vorgeschlagenen Handlungsempfehlungen in dieser These sollen zeitgenössisches kooperatives Stadtteilleben ermöglichen, ohne gleichzeitig konservative Formen des Stadtlebens übermäßig zu verhindern. Mir ist klar, dass durch kommunale Satzungen (wie z.B. den Anschlusszwang an die Entsorgung) viele Entscheidungen nur durch Ausnahmeregelungen (wie z.B. zur Umsetzung einer Pflanzenkläranlage für einzelne Inseln, statt Anschluss an das kommunale Entsorgungsnetz) umgesetzt werden können. Dies im Detail für jede Region jedoch zu behandeln würde diese These sprengen und deswegen habe ich mich auf die Raumordnung und Bauleitplanung im Allgemeinen konzentriert.
Die in dieser These vorgeschlagenen Handlungsempfehlungen sind als Gesamtwerk zu verstehen. Zum Gelingen der subsidiären und selbstorganisierten Stadtteilplanung können nicht einzelne Teile entnommen und angewendet werden. Z.B. könnte es sonst sein, dass Schlagworte aus dieser These für Marketingzwecke (wie wir es z.B. bei der These der Gartenstadt erleben) missbraucht werden oder die Umsetzung von nur Teilen der These zur Imagebildung und damit Wertsteigerung von Grundstücken nach Profitinteressen (wie wir es bei vielen künstlerischen Zwischennutzungen erleben) missbraucht werden. Ich distanziere mich deswegen von allen Entscheidungsträgern, die sich nicht an das Gesamtwerk dieser These halten und dennoch von subsidiärer Bauleitplanung oder selbstorganisierten Stadtteilen reden sollten.
Ich richte mich mit dieser These an die exekutive des hessischen Staats in der Stadtplanung (Magistrat und Stadtplanungsämter) und schlage vor ein Modellprojekt mit den in dieser These genannten Handlungsempfehlungen umzusetzen. Vielleicht als Konversionsprojekt einer Ein- und Zweifamilienhausbrache[footnoteRef:45]? Das bedeutet im Detail: [45:  Im Sinne von Sören Gröbel, 2017: Risikoeinschätzung der Nachfrage nach Ein- und Zweifamilienhäusern der 1950er bis 1970er Jahre.] 

1. Die Schaffung eines Projekt-Stadtteils mit einer Bauleitplanung, die neben der Beschränkung auf die wichtigsten Regularien auch die passende Parzellierung mehrerer Inseln festlegt. Des Weiteren muss diese Bauleitplanung die für Punkt 3 benötigten Flächen definieren.

2. Noch vor Einleitung der Bauleitung die Nachbarschaft Aktivieren und zur Bildung von Stadtteil-, Insel- oder Nachbarschaftsräten ermutigen und beraten. „Quick Wins“ und Mitwirkung bei der Bauleitplanung auf einer Augenhöhe mit allen Betroffenen (und nicht nur den Engagierten) ermöglichen, z.B. durch Planungsspiele[footnoteRef:46]. [46:  Vgl. Pablo Vitalis Hildebrandt, 2013: Alternativen für Alt-Treptow – das Spiel als Planungsinstrument in der Postwachstumsökonomie] 


3. Anpassung des hessischen Gesetzes zur Stärkung innerstädtischer Geschäftsquartiere, so dass die Selbstorganisation von Inselräten möglich ist. Alternativ Schließung öffentlich-rechtlicher Verträge der Inseln nach Konzeptvergabe oder mit kooperativen Eigentümern an Projektentwickelnde, die sich auf eine gestalterische Selbstorganisation (Inselräte) einlassen

4. Förderung des Interims-Quartiersmanagments und der Ausbildung qualifizierten Personals durch Menschen aus intentionalen Gemeinschaften für das Interims-Quartiersmanagment.

5. Finanzierung der für das Probewohnen, für die Selbstorganisation und für die Möglichkeitsräume benötigten Flächen.

6. Baurechtliche und stadtplanerische Beratung von sich gründenden Stadtteil-, Insel- und Nachbarschaftsräten bei der Gestaltung von öffentlichem Raum.



[bookmark: _Toc46502431]Exkurs: Was der Föderalismus vom anarchistischen Rätesystem lernen kann
Den aufmerksamen Lesenden wird aufgefallen sein, dass in dieser Arbeit als Beispiele für gute Subsidiarität auf Gruppen, die sich als anarchistische Rätesysteme organisieren, anstatt auf Beispiele aus der europäischen Union verwiesen wird. Das liegt z.B. daran, dass sich die Diskussionen um Föderalismusreformen in der Bundesrepublik Deutschland schon seit der Verfassungsgebung als subsidiär-feindlich erwies: „Leitgedanke der Mitglieder beider Gremien [des Verfassungskonvents von Herrenchiemsee] war offenbar die Sorge um die Rechtseinheit im späteren Bundesgebiet. […] Rechtseinheit lässt sich zweifellos am umfassendsten in einem Einheitsstaat verwirklichen. Insofern waren die Verfassungsgeber, obgleich von Landesparlamenten entsandt, hochgradig „antiföderalistisch“ eingestellt […]“.[footnoteRef:47] Das Bundesverfassungsgericht hatte auf Grund der Haltung der Verfassungsgebenden bis 2001 dem Bund fast ausnahmslos bestätigt, dass er zur „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse oder die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit“[footnoteRef:48] von der konkurrierenden Gesetzgebung Gebrauch machen darf. Die ursprüngliche subsidiaritätsstarke Formulierung des Artikels 72 Absatz 2 der Bund könne nur tätig werden, wenn „eine Angelegenheit durch die Gesetzgebung einzelner Länder nicht wirksam geregelt werden kann“, wurde 1994 schließlich durch die heutige Formulierung ersetzt. Immerhin stärkt das Bundesverfassungsgericht seit 2001 das unbedingte Subsidiaritätsprinzip[footnoteRef:49] indem es (materiell dann 2006 durch die Föderalismusreform I möglich gemacht) die Notwendigkeit des Eingreifens durch den Bund in Frage stellt oder zumindest die Abweichungsmöglichkeiten der Länder stärkt. Die Politikverflechtungsfalle, d.h. „Innovationsstau, Partizipations- und Legitimationsdefizite als Folge der Selbstblockade des Parteienwettbewerbs“[footnoteRef:50], war zwar im Fachdiskurs schon lange Thema, aber sie wurde erst durch die Vielfalt der politischen Parteienzusammensetzungen der Landtage und des Bundes (insbesondere durch die Ablösung der CDU im Bund) zu einem Politikum. Die Machtverschiebung zu Gunsten der Länder in der Föderalismusreform I ist somit nicht auf eine grundsätzlich in der Verwaltung benötigte Entflechtung der Kompetenzen, sondern auf die Kooperationsunfähigkeit der in allen Parlamenten verteilten Parteienmitglieder zurückzuführen. In den seitdem vorherrschenden Reformdiskussionen wird nicht über grundsätzliche Föderalismusmodelle oder über das Subsidiaritätsprinzip gesprochen: „Denn mit der Implementierung der [regulatorischen Maßnahmen der EU] durch Überführung in nationales Recht gingen in der Bundesrepublik oft mehr oder minder offenkundige Folgewirkungen für die föderale Ordnung und ihre Finanzverfassung einher […]“[footnoteRef:51]. Eine Diskussion, ob z.B. eine getrennte Steuerautonomie der Bundes- und Länderebene, sinnvoll sein könnte, scheint - angesichts der angeblich durch höhere Ebenen besser zu ergreifenden Schutzmaßnahmen vor Finanz- und Wirtschaftskrisen - nicht zu erfolgen. Obwohl eine Entflechtung sinnvoll sein könnte: Die niedrigeren Ebenen erhalten viele Möglichkeiten eine Schuldenbremse umsetzen zu können, während der Einfluss für die gegenseitige Unterstützung durch Rettungsschirme und Fiskalpakte auf höheren Ebenen auf das Notwendigste beschränkt wird. Die in diesem Zusammenhang oft postulierte Entflechtungsfalle – d.h. der durch freiwillige Kooperation entstehende institutionelle Kontext würde durch ein dauerhaftes Risiko einseitiger Transaktionskosten selbst Kooperationsbefürworter in einen Ausstieg aus dem Bündnis zwingen[footnoteRef:52] - ist weniger ein Problem einer bundesstaatlich verfassten Gebietskörperschaft, sondern eher einer staatenbundlich organisierten Gebietskörperschaft. Die Angst die europäische Union könnte, insbesondere wenn sie bundesstaatlich verfasst würde, zu viel Macht zentral bündeln, wird gerade durch das Fehlen einer Verfassung faktisch bereits geschaffen. Eine nach dem unbedingten Subsidiaritätsprinzip formulierte staatenbundliche Verfassung könnte die zentralisierte Macht auf Unionsebene in seine Schranken weisen. [47:  Zitat Sven Leunig, 2015: Subsidiarität als Kompetenzverteilungsregel in Aus Politik und Zeitgeschichte 65. Jahrgang 28-30/2015 6.Juli 2015]  [48:  Art. 72 Abs.2 GG]  [49:  Albert Funk, 2010: Kleine Geschichte des Föderalismus, S. 365]  [50:  Zitat Manuel Pérez González, 1992: Autonome Gemeinschaften und EG: Die interne Anwendung des europäischen Gemeinschaftsrechts, S. 207 in Dieter Nohlen, José Juan Gonzáles Encinar, 1992: Der Staat der Autonomen Gemeinschaften in Spanien mit Referenz zu Fritz Wilhelm Scharpf, 1976: Politikverflechtung. Theorie und Empirie des kooperativen Föderalismus im Vergleich]  [51:  Zitat Henrik Scheller, 2015: Der „erschöpfte Föderalstaat“. Reformdebatte und Verfassungsrealität in Deutschland  in Aus Politik und Zeitgeschichte 65. Jahrgang 28-30/2015 6.Juli 2015]  [52:  Vgl. Ulrich Graute, 2004: Politikverflechtung in der Entflechtungsfalle. Kooperation im Mehrebenensystem der Europäischen Raumentwicklungspolitik] 

Leider fehlt es jedoch in der europäischen Union an Beispielen für eine Umsetzung unbedingten Subsidiaritätsprinzips. Vermutlich wird ein Blick auf anarchistische Rätesysteme schon allein dadurch, dass scheinbar ein einheitliches Rechtssystems (sowie eine Verfassung) fehlt, kategorisch ausgeschlossen. Für das Interesse einer Hegemoniestellung der Verfassung ist diese Diskreditierung nicht verwunderlich. „[…] schließlich ging es dem Staat um sein Machtmonopol, das er gegen föderalistische Tendenzen und die dem Föderalismus inhärente Gewaltenteilung zu behaupten suchte, und dies war in Wahrheit der Kampf des Nationalstaats gegen die Anfänge einer echten Republik“[footnoteRef:53]. Dabei besteht durchaus in den Grundzügen ein einheitliches Rechtsverständnis. Die Macht einer Gemeinschaft über ihre Mitglieder wird dadurch legitimiert, dass die Mitglieder diese Hierarchie anerkennen. So betrachtet macht es gesellschaftlich keinen Unterschied, ob diese Gemeinschaft durch sich selbst (also Basisdemokratisch), einen Rat oder ein Parlament vertreten wird. Es macht in der Lebensrealität für jeden Einzelnen keinen Unterschied durch wen zu Gunsten demokratischer Werte (d.h. Machtkontrolle, Minderheitenschutz und – repräsentation, Gleichbehandlung, Partizipation) die von Geburt gegebenen Grundrechte eingeschränkt werden – in diesen Fällen kann die Legitimationskette zum Volk als souverän zurückgeführt werden. Allerdings ist es systemimmanent ein Unterschied, wie die demokratischen Werte enthalten sind und somit ein System im Sinne der Demokratie vom Volk anerkannt werden kann. Sicherlich ist die Legitimationskette bei einem direktgewähltem Parlament kürzer (und somit repräsentativer) als bei einem höherem Rat, der durch einen niedrigeren Rat gewählt wurde oder gar durch ein Zufallsprinzip zusammengesetzt wird. Vermutlich wäre ein Modell der liquid democracy für die Zusammensetzung von Räten und Parlamenten am besten für die Repräsentation – zumindest weniger aufwendig, als wenn alles gemeinschaftliche Handeln durch panokratische Abstimmungen erfolgen müsste. Aber ist Repräsentation überhaupt das entscheide Kriterium, damit ein System sich durch demokratische Werte legitimieren kann? [53:  Zitat Hannah Arendt, 1963: On Revolution, S.315 über die gewaltvolle Abschaffung der Pariser Kommune] 

Die in der Einleitung erwähnte Auffassung der vorliegenden Arbeitshypothese ist, dass durch unbedingte Subsidiarität sowohl das Maximum an Machtkontrolle durch breite Streuung der Macht als auch möglichst direkte Partizipation durch die Bürgernähe demokratische Werte am besten entstehen können. Nach dem unbedingten Subsidiaritätsprinzip sollte der höheren Ebene nur das übrig bleiben, was die niedrigere Ebene ihr für die Hilfestellung übrig lässt. Das bedeutet aber auch gleichzeitig, dass die Kompetenzkompetenz bei der niedrigeren Ebene liegen müsste. Und genau das funktioniert in einem Rätesystem: Ein Rat wird nur dann gebildet, wenn aus dem Volk heraus die Notwendigkeit für einen Rat gesehen wird. Gleichwohl ist ein im Konsens gebildeter Beschluss eines Rats genauso bindend für die Gemeinschaft, wie ein Verwaltungsakt einer staatlichen Behörde. Die Repressalien eines Rats können bis zum Ausschluss eines Mitglieds gehen. Da die Mitglieder unabhängig von ihrer Gemeinschaft Schwierigkeiten hätten zu überleben (oder zumindest ihre Gruppenidentifikation von der Gemeinschaft abhängt), kann dies existentielle Folgen haben und folgt somit keinem geringerem Zwang, wie die Verfolgung durch eine Ordnungsbehörde. Dennoch würde ein Rat immer nach Lösungen suchen jedes Mitglied mit seinen Bedürfnissen zu integrieren. Denn der Rat steht dem Volk nah und seine Existenzberechtigung hängt vom Volk ab. So gesehen besteht eine Koabhängigkeit. Diesen individuellen Lösungen können durch eine allgemeine Rechtseinheit, wie sie z.B. für eine Ordnungsbehörde nötig ist, nicht geleistet werden und werden in einem Rechtsstaat insofern Rechnung getragen, als dass „eine außergerichtliche Lösung“ vor einem Prozess anzustreben sei.
Da Räte im Auftrag handeln, kann es kaum eine größere Entflechtung der Kompetenzen geben. Denn die Kompetenz beschränkt sich auf den vom niedrigeren Rat aufgetragenen Aufgaben. Ein Rat würde sich nach der Lösung der Aufgaben vermutlich auflösen. Das Rätesystem sieht grundsätzlich keine Berufspolitiker vor, auch wenn es sicherlich Menschen gibt die für die Arbeit in Räten besser geeignet sind als andere[footnoteRef:54]. Insofern kann ein Rätesystem nur mittels eines technokratischen Aspekts gelingen: Menschen müssten anhand ihrer fachlichen Fähigkeiten in die Räte gewählt werden. Im Parteiensystem müssten zum ordentlichen Gelingen Menschen anhand ihrer (Beamten-)Führungsfähigkeiten gewählt werden. Die materiellen Grundlagen für parlamentarische Diskussionen und Beschlüsse werden von der Verwaltung erarbeitet. Je nach Fähigkeiten der Beamten nimmt es die politische Debatte vorweg. Da jedes menschliche Handeln (also auch der der Beamten) sowieso politisch ist, wäre eine Entflechtung der Parlamente und der Verwaltung z.B. durch direktgewählte Beamte nicht effizienter? Diese Verschmelzung von horizontalen Gewalten kann nur bei gleichzeitiger Teilung von vertikalen Gewalten[footnoteRef:55] sinnvoll sein, da sonst der Machtbereich eines Beamten ohne die Kontrolle durch einen Repräsentanten zu groß wäre! [54:  Hannah Arendt spricht 1963 in On Revolution, S.360 von einer sinnvollen „Aristokratisierung“ in den Räten]  [55:  Die Erkenntnis von Subsidiarität als vertikale Gewaltenteilung wurde erst 1997 von Winfried Steffani publiziert in Gewaltenteilung und Parteien im Wandel, S. 37 ff.] 

Schlusswort: Subsidiarität selbst löst keine Probleme. Aber es ist ein Prinzip, dass die Verantwortlichkeit für das Lösen von Problemen eher beim Volk als beim Staat sieht. Die Vorstellung ein unitaristischer Staat kann die Lösung aller Probleme vorweg nehmen, sollte eigentlich überholt sein, seit sich die in den 70ern versprochene Prophezeiung durch die zentrale Steuerung „werde es keine Rezession mehr geben“ (Änderung Artikel 109 GG)[footnoteRef:56] mehrmals nicht bestätigt hat. Meiner Meinung nach werden wir die Probleme der uns bevorstehenden Zukunft durch den Klimawandel nicht lösen, wenn nicht alle Menschen mehr Verantwortung für sich und andere übernehmen, anstatt sie einer zentralen Institution zu überlassen. [56:  Albert Funk, 2010: Kleine Geschichte des Föderalismus, S. 332] 
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